Deutscher Bundestag 
3. Wahlperiode 


Drucksache 817 


Antrag 

der Fraktion der FDP 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

über die Errichtung der Deutschen Anstalt für Agrarwerbung 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Aufgaben und Errichtung 

Zur Herstellung der Wettbewerbsfähigkeit der 
deutschen Landwirtschaft durch Pflege der Öffent- 
lichkeitsarbeit und Förderung der Werbung für den 
Absatz von Erzeugnissen der Land- und Forstwirt- 
schaft einschließlich des Gartenbaus wird die „Deut- 
sche Anstalt für Agrarwerbung“ errichtet. 

§ 2 

Sitz 

Die Deutsche Anstalt für Agrarwerbung ist eine 
Anstalt des öffentlichen Rechts; ihr Sitz ist Bonn. 

§ 3 

Organe 

Organe der Anstalt sind 

a) das Kuratorium 

b) der Verwaltungsrat 

c) der Vorstand. 

Rechte und Pflichten der Organe bestimmen sich 
nach dem Gesetz und der Satzung. 

§ 4 

Kuratorium 

(1) Das Kuratorium besteht aus vierzig Mitglie- 
dern. Die Mitglieder werden von dem Bundesmini- 
ster für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten auf 
Vorschlag des Deutschen Bauernverbandes eV auf 
die Dauer von fünf Jahren berufen. 


(2) Im Kuratorium müssen die Betriebsarten der 
Landwirtschaft einschließlich ihrer Sonderkulturen 
vertreten sein. Mitglied des Kuratoriums kann nur 
sein, wer hauptberuflich als Landwirt tätig ist. 

(3) Die erste Sitzung des Kuratoriums findet in- 
nerhalb von zwei Monaten nach Inkrafttreten des 
Gesetzes am Sitz der Anstalt statt. 

(4) Das Kuratorium wählt den Vorsitzenden und 
die Mitglieder des Verwaltungsrates aus seiner 
Mitte. Es beschließt innerhalb der ersten drei 
Monate nach Ablauf eines Geschäftsjahres über den 
Haushaltsplan der Anstalt sowie über die Entla- 
stung des Vorstandes und des Verwaltungsrates. 

§ 5 

Verwaltungsrat 

(1) Der Verwaltungsrat besteht aus dem Vorsit- 
zenden und zehn Mitgliedern. Der Vorsitzende und 
die Mitglieder werden auf die Dauer von fünf Jah- 
ren gewählt. 

(2) Der Verwaltungsrat beschließt die Satzung 
der Anstalt. Die Satzung bedarf der Genehmigung 
durch das Kuratorium. 

(3) Der Verwaltungsrat hat die laufende Ge- 
schäftsführung der Anstalt zu überwachen. Er er- 
teilt dem Vorstand die allgemeinen Anweisungen 
für die Geschäftsführung. 


Vorstand 

(1) Der Vorstand besteht aus dem Vorsitzenden 
und zwei Mitgliedern. Der Vorsitzende und die 
Mitglieder werden vom Verwaltungsrat auf die 
Dauer von vier Jahren bestellt. 
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(2) Der Vorstand vertritt die Anstalt gerichtlich 
und außergerichtlich. Ihm obliegt die Geschäftsfüh- 
rung der Anstalt, soweit sie nicht durch Gesetz 
oder Satzung anderen Organen zugewiesen ist. 

§ 7 

Fachausschüsse 

(1) Zur Unterstützung des Vorstandes bei der 
Geschäftsführung kann der Verwaltungsrat auf An- 
trag des Vorstandes Fachausschüsse einsetzen. 

(2) Bei der Bildung der Fachausschüsse ist auf 
die Vertretung der Genossenschaften, des Land- 
handels, der Ernährungswirtschaft und der Ver- 
braucher Rücksicht zu nehmen. Umfang und Tätig- 
keitsbereich der Fachausschüsse bestimmt die 
Satzung. 

§ 8 

Beiträge 

(1) Zur Aufbringung der Mittel für die Anstalt 
wird auf alle dauernd landwirtschaftlichen, forst- 
wirtschaftlichen oder gärtnerischen Zwecken die- 
nenden Grundstücke auf die Dauer von zehn Jahren 
von dem Eigentümer und, wenn ein Pachtverhältnis 
besteht, von dem Pächter ein Beitrag erhoben. 

(2) Eigentümer und Pächter haften wie Gesamt- 
schuldner. Im Verhältnis zueinander ist der Eigen- 
tümer zur Zahlung von einem Viertel, der Pächter 
zur Zahlung von drei Viertel der Beiträge ver- 
pflichtet. 

(3) Der Beitrag beträgt 0,15 vom Hundert des Ein- 
heitswertes des mit der Abgabe belasteten Grund- 
stückes. 

(4) Der Eigentümer und, wenn ein Pachtverhält- 
nis besteht, der Pächter sind von der Beitragslei- 
stung nach Absatz 1 befreit, wenn die Einheits- 
werte aller in der Hand des Eigentümers vereinig- j 
ten oder für die Vermögensteuer zusammen veran- ! 
lagten landwirtschaftlichen, forstwirtschaftlichen 
oder gärtnerischen Zwecken dienenden Grundstücke j 
insgesamt 6000 Deutsche Mark nicht erreichen. 

(5) Die Beiträge werden nachträglich in gleichen 

Halbjahresbeträgen zum 1. April und 1. Oktober 
jeden Jahres durch das zuständige Finanzamt erho- | 

ben. | 

§ 9 i 

| 

Erhebungsverlahren j 

Die Bundesregierung wird ermächtigt, die zur 
Durchführung dieses Gesetzes erforderlichen Be- 
stimmungen durch Rechtsverordnung mit Zustim- 
mung des Bundesrates unter Angleichung an die 
Vorschriften über das Verfahren bei der Festsetzung 
der Abgabe und über das Erhebungs- und Beitrei- 
bungsverfahren auf Grund des Gesetzes über die 1 
Rentenbankgrundschuld vom 11. Mai 1949 (WiGBl. 

S. 79) sowie an die dazu ergangenen Durchfüh- 
rungsbestimmungen zu erlassen. { 


§ 10 

Senkung des Beitragssatzes 

Die Bundesregierung wird ermächtigt, auf Vor- 
schlag des Kuratoriums durch Rechtsverordnung mit 
Zustimmung des Bundesrates den Beitragssatz (§ 8 
Abs. 3) zu senken. 

§ 11 

Abführung der Beiträge 

Die Beiträge sind abzüglich einer Bearbeitungs- 
gebühr von drei vom Hundert innerhalb eines Mo- 
nats nach Eingang an die Landeszentralbanken 
zugunsten der Anstalt abzuführen. 

§ 12 

Haushalt 

(1) In dem Haushaltsplan können jährlich bis zu 
zehn Millionen Deutsche Mark veranschlagt wer- 
den. Der überschießende Teil des Beitragsaufkom- 
mens ist einem Reservefonds zuzuführen, der von 
der landwirtschaftlichen Rentenbank bankmäßig 
verwaltet wird. 

(2) Nach Auslaufen der Beitragserhebung sind 
die Haushaltsmittel der Anstalt aus den Erträgen 
des von der landwirtschaftlichen Rentenbank ver- 
walteten Reservefonds zu entnehmen. 

§ 13 

Erhöhung der Haushaltsmittel 

Das Kuratorium kann eine Erhöhung der Haus- 
haltsmittel beschließen, sofern die landwirtschaft- 
liche Rentenbank im Hinblick auf die Entwicklung 
der Erträge des Reservefonds ihre Zustimmung 
erteilt. 

§ 14 

Steuerbefreiung 

Die Deutsche Anstalt für Agrarwerbung ist von 
der Entrichtung von Steuern vom Vermögen und 
Einkommen sowie vom Gewerbebetrieb befreit. 

§ 15 

Auflösung 

Die Deutsche Anstalt für Agrarwerbung kann nur 
durch Gesetz aufgelöst werden. In dem Gesetz ist 
die Verwendung des Vermögens mit der Maßgabe 
zu bestimmen, daß es nur für eine Förderung der 
Belange der Landwirtschaft auf dem Gebiet der 
Erzeugung, Vermarkung, Werbung und Forschung 
verwendet werden darf. 

§ 16 

Übergangsbestimmung 

Der Beitrag (§ 8) wird erstmalig mit Wirkung 
vom 1. April 1959 erhoben. 


9 



Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode Drucksa che 817 

§ 17 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechts- 
verordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes er- 
lassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des 
Dritten Überleitungsgesetzes. 

Bonn, den 23. Januar 1959 

Dr. Mende und Fraktion 


§ 18 

Saar-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nicht im Saarland. 

§ 19 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 
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